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GESETZ GEGEN DEN UNLAUTEREN 
WETTBEWERB 

Vom 7. Juni 1909 (RGBl. S. 499; BGBL III 43-1)

§ 1 7

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be­
straft, wer als Angestellter, Arbeiter oder Lehrling 
eines Geschäftsbetriebs ein Geschäfts- oder Betriebsge­
heimnis, das ihm vermöge des Dienstverhältnisses an­
vertraut worden oder zugänglich geworden ist, wäh­
rend der Geltungsdauer des Dienstverhältnisses un­
befugt an jemand zu Zwecken des Wettbewerbs oder 
aus Eigennutz oder in der Absicht, dem Inhaber des 
Geschäftsbetriebes Schaden zuzufügen, mitteilt.

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnis, dessen Kenntnis er durch eine der 
in Absatz 1 bezeichneten Mitteilungen oder durch 
eine gegen das Gesetz oder die guten Sitten versto­
ßende eigene Handlung erlangt hat, zu Zwecken des 
Wettbewerbes oder aus Eigennutz unbefugt verwertet 
oder an jemand mitteilt.

(3) Weiß der Täter bei der Mitteilung, daß das 
Geheimnis im Ausland verwertet werden soll, oder 
verwertet er es selbst im Ausland, so kann auf Frei­
heitsstrafe bis zu fünf Jahren erkannt werden.

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten 
auch dann, wenn der Empfänger der Mitteilung, ohne 
daß der Täter dies weiß, das Geheimnis schon kennt 
oder berechtigt ist, es kennenzulernen.

§ 171
Falschmeldung und Vorteilserschleichung

Wer als Staatsfunktionär, als Leiter oder leitender 
Mitarbeiter eines Wirtschaftsorgans oder Betriebes 
im Rahmen seiner Verantwortung wider besseres 
Wissen in Berichten, Meldungen oder Anträgen an 
Staats- oder Wirtschaftsorgane unrichtige oder un­
vollständige Angaben macht, um

1. Straftaten oder erhebliche Mängel zu verdecken;
2. Genehmigungen oder Bestätigungen für wirt­

schaftlich bedeutende Vorhaben zu erlangen;
3. zum Nachteil der Volkswirtschaft erhebliche 

ungerechtfertigte wirtschaftliche Vorteile für Betriebe 
oder Dienstbereiche zu erwirken,
wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung 
auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bestraft.

§ 172
Unbefugte Offenbarung und Erlangung 

wirtschaftlicher Geheimnisse

(1) Wer vorsätzlich unter Verletzung einer ihm 
durch Gesetz oder auf Grund eines Arbeitsvertrages 
obliegenden Pflicht geheimzuhaltende wirtschaftliche, 
technische oder wissenschaftliche Vorgänge, Darstel­
lungen oder andere Tatsachen unbefugt offenbart und 
dadurch fahrlässig die Gefahr wirtschaftlicher Nach­
teile verursacht, wird mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Wer sich durch unlautere Methoden unbefugt 
in den Besitz von Forschungs- und Entwicklungser­
gebnissen, Technologien, Verfahrensweisen oder ande­
ren wirtschaftlichen, technischen oder wissenschaftli­
chen Unterlagen oder Informationen setzt und da­
durch fahrlässig die Gefahr wirtschaftlicher Nachteile 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah­
ren oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Wer mit der Tat vorsätzlich bedeutende wirt­
schaftliche Nachteile verursacht oder die Tat begeht, 
um sich persönlich zu bereichern, wird mit Freiheits­
strafe von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft.

(4) Der Versuch ist strafbar.


